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RICHTLINIE 2011/36/EU DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 
UND DES RATES 

vom 5. April 2011 

zur Verhütung und Bekämpfung des Menschenhandels und zum 
Schutz seiner Opfer sowie zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 

2002/629/JI des Rates 

Artikel 1 

Gegenstand 

Mit dieser Richtlinie werden Mindestvorschriften zur Definition von 
Straftaten und Strafen im Bereich Menschenhandel festgelegt. Des Wei­
teren werden gemeinsame Bestimmungen zur Stärkung der Prävention 
und des Opferschutzes unter Berücksichtigung der Geschlechterperspek­
tive eingeführt. 

Artikel 2 

Straftaten im Zusammenhang mit dem Menschenhandel 

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, damit 
die nachstehenden vorsätzlich begangenen Handlungen unter Strafe ge­
stellt werden: 

Die Anwerbung, Beförderung, Verbringung, Beherbergung oder Auf­
nahme von Personen, einschließlich der Übergabe oder Übernahme 
der Kontrolle über diese Personen, durch die Androhung oder Anwen­
dung von Gewalt oder anderer Formen der Nötigung, durch Entführung, 
Betrug, Täuschung, Missbrauch von Macht oder Ausnutzung besonderer 
Schutzbedürftigkeit oder durch Gewährung oder Entgegennahme von 
Zahlungen oder Vorteilen zur Erlangung des Einverständnisses einer 
Person, die die Kontrolle über eine andere Person hat, zum Zwecke 
der Ausbeutung. 

(2) Eine besondere Schutzbedürftigkeit liegt vor, wenn die betref­
fende Person keine wirkliche oder für sie annehmbare andere Möglich­
keit hat, als sich dem Missbrauch zu beugen. 

▼M1 
(3) Ausbeutung umfasst mindestens die Ausbeutung der Prostitution 
anderer oder andere Formen sexueller Ausbeutung, Zwangsarbeit oder 
erzwungene Dienstleistungen, einschließlich Betteltätigkeiten, Sklaverei 
oder sklavereiähnliche Praktiken, Leibeigenschaft oder die Ausbeutung 
strafbarer Handlungen oder die Organentnahme oder die Ausbeutung 
von Leihmutterschaft, von Zwangsheirat oder von illegaler Adoption. 

▼B 
(4) Das Einverständnis eines Opfers von Menschenhandel zur be­
absichtigten oder tatsächlich vorliegenden Ausbeutung ist unerheblich, 
wenn eines der in Absatz 1 aufgeführten Mittel vorliegt. 

▼M1 
(5) Betrifft die Handlung nach Absatz 1 ein Kind, so ist sie auch 
dann als Menschenhandel unter Strafe zu stellen, wenn keines der in 
Absatz 1 aufgeführten Mittel vorliegt. Dieser Absatz gilt nicht für die 
Ausbeutung von Leihmutterschaft im Sinne des Absatzes 3, es sei denn, 
die Leihmutter ist ein Kind. 

▼B 
(6) Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Begriff „Kind“ Per­
sonen im Alter von unter 18 Jahren. 

▼B
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Artikel 3 

Anstiftung, Beihilfe und Versuch 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um sicher­
zustellen, dass die Anstiftung oder Beihilfe zur Begehung einer Straftat 
nach Artikel 2 sowie die versuchte Begehung einer Straftat nach Arti­
kel 2 unter Strafe gestellt werden. 

Artikel 4 

Strafen 

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass eine Straftat nach Artikel 2 mit einer Freiheitsstrafe 
im Höchstmaß von mindestens fünf Jahren bedroht ist. 

(2) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass eine Straftat nach Artikel 2 mit einer Freiheitsstrafe 
im Höchstmaß von mindestens zehn Jahren bedroht ist, wenn: 

a) sie gegen ein Opfer begangen wurde, das besonders schutzbedürftig 
war; dazu gehören im Kontext dieser Richtlinie zumindest Opfer im 
Kindesalter; 

b) sie im Rahmen einer kriminellen Vereinigung im Sinne des Rahmen­
beschlusses 2008/841/JI des Rates vom 24. Oktober 2008 zur Be­
kämpfung der organisierten Kriminalität ( 1 ) begangen wurde; 

c) durch sie das Leben des Opfers vorsätzlich oder grob fahrlässig 
gefährdet wurde; oder 

▼M1 
d) sie unter Anwendung schwerer Gewalt begangen wurde oder dem 

Opfer durch die Straftat ein besonders schwerer — auch physischer 
oder psychischer — Schaden zugefügt wurde. 

(3) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass in Bezug auf eine Straftat nach Artikel 2 folgende 
Umstände gemäß den entsprechenden Bestimmungen des nationalen 
Rechts als erschwerende Umstände gelten: 

a) Die Straftat wurde von einem öffentlichen Bediensteten in Ausübung 
seines Amtes begangen; 

b) der Täter hat mittels Informations- und Kommunikationstechnologien 
die Verbreitung von Bildern oder Videos oder von ähnlichem Ma­
terial sexueller Natur, auf dem das Opfer dargestellt ist, erleichtert 
oder begangen. 

▼B 
(4) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass Straftaten nach Artikel 3 mit wirksamen, angemes­
senen und abschreckenden Strafen bedroht sind, die mit einer Übergabe 
verbunden sein können. 

▼B 

( 1 ) ABl. L 300 vom 11.11.2008, S. 42.
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Artikel 5 

Verantwortlichkeit juristischer Personen 

▼M1 
(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass eine juristische Person für Straftaten nach Artikel 2, 
Artikel 3 und Artikel 18a Absatz 1 verantwortlich gemacht werden 
kann, die zu ihren Gunsten von einer Person begangen wurden, die 
entweder allein oder als Teil eines Organs der juristischen Person ge­
handelt hat und die eine Führungsposition innerhalb der juristischen 
Person innehat, aufgrund 

▼B 
a) der Befugnis zur Vertretung der juristischen Person, 

b) der Befugnis, Entscheidungen im Namen der juristischen Person zu 
treffen oder 

c) einer Kontrollbefugnis innerhalb der juristischen Person. 

▼M1 
(2) Die Mitgliedstaaten stellen auch sicher, dass eine juristische Per­
son verantwortlich gemacht werden kann, wenn mangelnde Über­
wachung oder Kontrolle durch eine in Absatz 1 genannte Person die 
Begehung von Straftaten nach Artikel 2, Artikel 3 und Artikel 18a 
Absatz 1 zugunsten der juristischen Person durch eine ihr unterstellte 
Person ermöglicht hat. 

(3) Die Verantwortlichkeit einer juristischen Person nach den Absät­
zen 1 und 2 schließt die strafrechtliche Verfolgung natürlicher Personen 
als Täter, Anstifter oder Gehilfen bei Straftaten nach Artikel 2, Artikel 3 
und Artikel 18a Absatz 1 nicht aus. 

▼B 
(4) Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Begriff „juristische 
Person“ jedes Rechtssubjekt, das nach dem jeweils anwendbaren Recht 
Rechtspersönlichkeit besitzt, mit Ausnahme von Staaten oder sonstigen 
Körperschaften des öffentlichen Rechts in der Ausübung ihrer hoheitli­
chen Rechte und von öffentlich-rechtlichen internationalen Organisatio­
nen. 

▼M1 

Artikel 6 

Sanktionen gegen juristische Personen 

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass gegen eine im Sinne des Artikels 5 Absatz 1 
oder 2 verantwortlich gemachte juristische Person wirksame, verhältnis­
mäßige und abschreckende strafrechtliche oder nichtstrafrechtliche 
Sanktionen oder Maßnahmen verhängt werden können. 

(2) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass Sanktionen oder Maßnahmen gegen im Sinne des 
Artikels 5 Absatz 1 oder 2 für die in Artikel 2, Artikel 3 und Artikel 18a 
Absatz 1 genannten Straftaten verantwortlich gemachte juristische Per­
sonen Geldstrafen oder Geldbußen umfassen und andere strafrechtliche 
oder nichtstrafrechtliche Sanktionen oder Maßnahmen umfassen können, 
wie beispielsweise 

a) den Ausschluss von öffentlichen Zuwendungen oder Hilfen; 

b) den Ausschluss vom Zugang zu öffentlicher Finanzierung, darunter 
auch Vergabeverfahren, Beihilfen, Konzessionen und Lizenzen; 

▼B
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c) das vorübergehende oder ständige Verbot der Ausübung einer Ge­
schäftstätigkeit; 

d) die Entziehung von Genehmigungen und Zulassungen für Tätigkei­
ten, die zu der einschlägigen Straftat geführt haben; 

e) die Unterstellung unter richterliche Aufsicht; 

f) die richterlich angeordnete Auflösung; 

g) die Schließung von Einrichtungen, die zur Begehung der Straftat 
genutzt wurden; 

h) sofern ein öffentliches Interesse besteht, die vollständige oder teil­
weise Veröffentlichung der gerichtlichen Entscheidung über die be­
gangene Straftat und die verhängten Sanktionen oder Maßnahmen, 
unbeschadet der Vorschriften über die Vertraulichkeit und den 
Schutz personenbezogener Daten. 

__________ 

Artikel 8 

Verzicht auf Strafverfolgung oder Straffreiheit der Opfer 

Die Mitgliedstaaten treffen im Einklang mit den grundlegenden Grund­
sätzen ihrer Rechtsordnung die Maßnahmen, die erforderlich sind, um 
sicherzustellen, dass die zuständigen nationalen Behörden die Befugnis 
haben, Opfer von Menschenhandel wegen ihrer Beteiligung an strafba­
ren oder anderen unrechtmäßigen Handlungen, zu denen sie sich als 
unmittelbare Folge davon, dass sie Straftaten im Sinne des Artikels 2 
ausgesetzt waren, gezwungen sahen, nicht strafrechtlich zu verfolgen 
oder von deren Bestrafung abzusehen. 

▼B 

Artikel 9 

Ermittlung und Strafverfolgung 

▼M1 
(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass strafrechtliche Ermittlun­
gen oder die Strafverfolgung in Bezug auf Straftaten nach Artikel 2, 
Artikel 3 und Artikel 18a Absatz 1 nicht von der Anzeige oder Anklage 
durch ein Opfer abhängig gemacht werden und dass das Strafverfahren 
auch dann fortgesetzt werden kann, wenn das Opfer eine Aussage wi­
derrufen hat. 

▼B 
(2) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, damit 
Straftaten nach den Artikeln 2 und 3, bei denen dies aufgrund ihres 
Charakters erforderlich ist, während eines hinreichend langen Zeitraums, 
nachdem das Opfer die Volljährigkeit erreicht hat, strafrechtlich verfolgt 
werden können. 

▼M1 
(3) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass die für strafrechtliche Ermittlungen oder die Straf­
verfolgung in Bezug auf die Straftaten nach den Artikeln 2 und 3 
zuständigen Personen, Stellen oder Dienste entsprechend geschult wer­
den. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die für strafrechtliche Er­
mittlungen oder die Strafverfolgung in Bezug auf die Straftaten nach 
den Artikeln 2 und 3, wenn diese Straftaten mittels Informations- oder 
Kommunikationstechnologien begangen oder erleichtert werden, zustän­
digen Personen, Stellen oder Dienste über angemessenes Fachwissen 
und geeignete technische Fähigkeiten verfügen. Die Mitgliedstaaten 
werden aufgefordert, im Rahmen von Strafverfolgungsbehörden und 
Staatsanwaltschaften gegebenenfalls und im Einklang mit ihrer nationa­
len Rechtsordnung spezialisierte Einheiten zu schaffen. 

▼M1
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(4) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass den für die Ermittlung oder strafrechtliche Verfol­
gung von Straftaten nach den Artikeln 2 und 3 zuständigen Personen, 
Stellen oder Diensten effiziente Ermittlungsinstrumente, wie sie bei­
spielsweise bei der Bekämpfung organisierter Kriminalität oder in Fällen 
anderer schwerer Straftaten verwendet werden, zur Verfügung stehen. 

Artikel 10 

Gerichtliche Zuständigkeit 

▼M1 
(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um 
ihre gerichtliche Zuständigkeit für Straftaten nach Artikel 2, Artikel 3 
und Artikel 18a Absatz 1 in den Fällen zu begründen, in denen 

▼B 
a) die Straftat ganz oder teilweise in ihrem Hoheitsgebiet begangen 

wird oder 

b) es sich bei dem Straftäter um einen ihrer Staatsangehörigen handelt. 

▼M1 
(2) Ein Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission über seine Ent­
scheidung, eine weitere gerichtliche Zuständigkeit für Straftaten nach 
Artikel 2, Artikel 3 und Artikel 18a Absatz 1, die außerhalb seines 
Hoheitsgebiets begangen wurden, zu begründen, unter anderem in Fäl­
len, in denen 

▼B 
a) es sich bei dem Opfer der Straftat um einen seiner Staatsangehörigen 

handelt oder der gewöhnliche Aufenthalt des Opfers in seinem Ho­
heitsgebiet liegt, 

b) die Straftat zugunsten einer in seinem Hoheitsgebiet niedergelasse­
nen juristischen Person begangen wird oder 

c) der gewöhnliche Aufenthalt des Straftäters in seinem Hoheitsgebiet 
liegt. 

(3) Jeder Mitgliedstaat trifft zur strafrechtlichen Verfolgung der Straf­
taten im Sinne der Artikel 2 und 3, die außerhalb seines Hoheitsgebiets 
begangen werden, in Fällen nach Absatz 1 Buchstabe b und fakultativ 
in Fällen nach Absatz 2 die Maßnahmen, die erforderlich sind, um 
sicherzustellen, dass seine gerichtliche Zuständigkeit nicht an eine der 
folgenden Bedingung geknüpft ist: 

a) die Straftat ist an dem Ort, an dem sie begangen wurde, strafbar oder 

b) die Strafverfolgung kann nur nach einem Bericht des Opfers an dem 
Ort, an dem die Straftat begangen wurde, oder einer Anzeige durch 
den Staat, in dem sich der Ort der Begehung der Straftat befindet, 
eingeleitet werden. 

Artikel 11 

Unterstützung und Betreuung von Opfern des Menschenhandels 

▼M1 
(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um si­
cherzustellen, dass Opfer vor, während sowie für einen angemessenen 
Zeitraum nach Abschluss des Strafverfahrens spezialisierte Unterstützung 

▼B
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und Betreuung im Rahmen eines auf die Opfer ausgerichteten, geschlech­
tersensiblen, behinderten- und kindgerechten Ansatzes erhalten, damit sie 
in der Lage sind, die in der Richtlinie 2012/29/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates ( 1 ) und in der vorliegenden Richtlinie festgeleg­
ten Rechte in Anspruch zu nehmen. 

▼B 
(2) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass eine Person Unterstützung und Betreuung erhält, 
sobald den zuständigen Behörden berechtigte Gründe für die Annahme 
vorliegen, dass gegen diese Person eine der Straftaten gemäß Artikel 2 
und 3 verübt worden sein könnte. 

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Unterstützung und 
Betreuung eines Opfers nicht von dessen Bereitschaft, bei den straf­
rechtlichen Ermittlungen, der strafrechtlichen Verfolgung oder beim Ge­
richtsverfahren zu kooperieren, abhängig gemacht wird, unbeschadet der 
Richtlinie 2004/81/EG oder vergleichbarer nationaler Vorschriften. 

▼M1 
(4) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um in 
Zusammenarbeit mit den einschlägigen Opferbetreuungsorganisationen 
im Rahmen von Gesetzen, Regelungen oder Verwaltungsvorschriften 
einen oder mehrere Mechanismen für die frühzeitige Erkennung und 
Identifizierung, Unterstützung und Betreuung identifizierter und mut­
maßlicher Opfer einzurichten und eine Kontaktstelle für die grenzüber­
schreitende Verweisung der Opfer zu benennen. 

Die gemäß diesem Absatz eingesetzten Verweisungsmechanismen haben 
unter anderem mindestens die folgenden Aufgaben: 

a) Festlegung von Mindeststandards für die Erkennung und frühzeitige 
Identifizierung von Opfern und Anpassung der Verfahren für diese 
Erkennung und frühzeitige Identifizierung an die verschiedenen For­
men von Ausbeutung gemäß dieser Richtlinie; 

b) Verweisen der Opfer an die am besten geeignete Unterstützung und 
Betreuung; 

c) Erstellen von Kooperationsvereinbarungen oder Protokollen mit den 
Asylbehörden, um sicherzustellen, dass Opfern von Menschenhandel, 
die auch internationalen Schutz benötigen oder die internationalen 
Schutz beantragen wollen, Unterstützung, Betreuung und Schutz ge­
währt wird, wobei die individuellen Umstände des Opfers zu berück­
sichtigen sind. 

(5) Die Unterstützungs- und Betreuungsmaßnahmen im Sinne der 
Absätze 1 und 2 werden bereitgestellt, nachdem die Opfer über die 
Maßnahmen aufgeklärt wurden und dazu ihr Einverständnis gegeben 
haben, und umfassen mindestens die Mittel zur Sicherstellung des Le­
bensunterhalts der Opfer durch Maßnahmen wie die Bereitstellung einer 
geeigneten und sicheren Unterbringung, einschließlich Schutzunter­
künfte und sonstige geeignete vorläufige Unterbringungen, und mate­
rielle Unterstützung, sowie die notwendigen medizinischen Behandlun­
gen, einschließlich psychologischer Hilfe, Beratung und Information, 
sowie bei Bedarf Übersetzungs- und Dolmetschleistungen. 

▼M1 

( 1 ) Richtlinie 2012/29/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
25. Oktober 2012 über Mindeststandards für die Rechte, die Unterstützung 
und den Schutz von Opfern von Straftaten sowie zur Ersetzung des Rahmen­
beschlusses 2001/220/JI (ABl. L 315 vom 14.11.2012, S. 57).
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(5a) Die Schutzunterkünfte und andere geeignete vorläufige Unter­
bringungen nach Absatz 5 werden in ausreichender Anzahl bereit­
gestellt, und sie sind für mutmaßliche und identifizierte Opfer von 
Menschenhandel leicht zugänglich. Die Schutzunterkünfte und anderen 
geeigneten vorläufigen Unterbringungen unterstützen diese bei ihrer Er­
holung, indem sie ihnen angemessene und geeignete Lebensbedingun­
gen im Hinblick auf eine Rückkehr in ein eigenständiges Leben bieten. 
Sie sind ferner so auszustatten, dass sie den besonderen Bedürfnissen 
von Kindern, auch von Opfern im Kindesalter, gerecht werden. 

(6) Die Informationen nach Absatz 5 umfassen, soweit von Belang, 
Informationen über eine Bedenk- und Erholungszeit nach der Richtlinie 
2004/81/EG und Informationen über die Möglichkeit der Zuerkennung 
internationalen Schutzes nach der Verordnung (EU) 2024/1347 ( 1 ) und 
der Verordnung (EU) 2024/1348 des Europäischen Parlaments und des 
Rates ( 2 ) oder entsprechend anderen internationalen Rechtsinstrumenten 
oder vergleichbaren nationalen Vorschriften. 

▼B 
(7) Dabei schenken die Mitgliedstaaten Opfern mit besonderen Be­
dürfnissen besondere Beachtung, wenn diese besonderen Bedürfnisse 
sich insbesondere aus der Möglichkeit einer Schwangerschaft, ihrem 
Gesundheitszustand, einer Behinderung, einer geistigen oder psy­
chischen Störungen oder aus anderen schwerwiegenden Formen der 
psychologischen, körperlichen oder sexuellen Gewalt, denen sie aus­
gesetzt waren, herleiten. 

▼M1 

Artikel 11a 

Opfer von Menschenhandel, die möglicherweise internationalen 
Schutz benötigen 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen die Komplementarität und Koordinie­
rung zwischen den an den Maßnahmen zur Bekämpfung des Menschen­
handels beteiligten Behörden und den Asylbehörden sicher. 

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Opfer von Menschenhan­
del ihr Recht, internationalen Schutz oder einen gleichwertigen nationa­
len Status zu beantragen, geltend machen können, und zwar auch dann, 
wenn dem Opfer Unterstützung, Betreuung und Schutz als mutmaß­
liches oder identifiziertes Opfer von Menschenhandel gewährt wird. 

▼B 

Artikel 12 

Schutz der Opfer von Menschenhandel bei Strafermittlungen und 
Strafverfahren 

▼M1 

(1) Die in diesem Artikel genannten Schutzmaßnahmen gelten zu­
sätzlich zu den in der Richtlinie 2012/29/EU festgelegten Rechten. 

▼M1 

( 1 ) Verordnung (EU) 2024/1347 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 14. Mai 2024 über Normen für die Anerkennung von Drittstaatsange­
hörigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf internationalen 
Schutz, für einen einheitlichen Status für Flüchtlinge oder für Personen mit 
Anspruch auf subsidiären Schutz und für den Inhalt des zu gewährenden 
Schutzes sowie zur Änderung der Richtlinie 2003/109/EG des Rates und 
zur Aufhebung der Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates (ABl. L, 2024/1347, 22.5.2024, ELI: http://data.europa.eu/ 
eli/reg/2024/1347/oj). 

( 2 ) Verordnung (EU) 2024/1348 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 14. Mai 2024 zur Einführung eines gemeinsamen Verfahrens zur Ge­
währung internationalen Schutzes in der Union und zur Aufhebung der Richt­
linie 2013/32/EU (ABl. L, 2024/1348, 22.5.2024, ELI: http://data.europa.eu/ 
eli/reg/2024/1348/oj)
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(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Opfer von Menschenhan­
del unverzüglich Zugang zu Rechtsberatung sowie — gemäß der Stel­
lung von Opfern in der betreffenden Rechtsordnung — zu rechtlicher 
Vertretung, auch zum Zweck der Geltendmachung einer Entschädigung, 
haben. Rechtsberatung und rechtliche Vertretung sind unentgeltlich, 
wenn das Opfer nicht über ausreichende finanzielle Mittel verfügt. 

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Opfer von Menschenhan­
del auf der Grundlage einer individuellen Risikoabschätzung angemes­
sen geschützt werden, unter anderem indem sie gegebenenfalls und im 
Einklang mit den nationalen Rechts und Verfahrensvorschriften Zugang 
zu Zeugenschutzprogrammen oder vergleichbaren Maßnahmen erhalten. 

(4) Unbeschadet der Verteidigungsrechte stellen die Mitgliedstaaten 
sicher, dass Opfer von Menschenhandel entsprechend einer von den 
zuständigen Behörden vorgenommenen Einschätzung ihrer persönlichen 
Umstände eine besondere Behandlung zur Verhinderung sekundärer 
Viktimisierung erhalten, wobei im Einklang mit den durch das nationale 
Recht, richterliches Ermessen, Gepflogenheiten oder Leitlinien fest­
gelegten Grundlagen Folgendes so weit wie möglich zu vermeiden ist: 

a) nicht erforderliche Wiederholungen von Vernehmungen während der 
Ermittlungen, der Strafverfolgung und des Gerichtsverfahrens; 

b) Sichtkontakt zwischen Opfer und Beschuldigten, auch während der 
Beweisaufnahme, zum Beispiel bei Gesprächen und kontradiktori­
schen Befragungen, durch geeignete Mittel, einschließlich Kommuni­
kationstechnologie; 

c) Zeugenaussagen in öffentlichen Gerichtsverhandlungen und 

d) nicht erforderliche Fragen zum Privatleben. 

Artikel 13 

Allgemeine Bestimmungen über Unterstützungs-, Betreuungs- und 
Schutzmaßnahmen für Kinder, die Opfer von Menschenhandel sind 

(1) Kinder, die Opfer von Menschenhandel sind, erhalten Unterstüt­
zung, Betreuung und Schutz. Bei der Anwendung dieser Richtlinie ist 
das Wohl des Kindes ein Gesichtspunkt, der vorrangig zu berücksich­
tigen ist. 

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass eine Person, die Opfer 
von Menschenhandel ist, deren Alter aber nicht festgestellt werden 
konnte und bei der es Gründe für die Annahme gibt, dass es sich bei 
der Person um ein Kind handelt, als Kind eingestuft wird und unmittel­
bar Zugang zu Unterstützung, Betreuung und Schutz nach den Artikeln 
14 und 15 erhält. 

▼M1 
(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Verfahren zur Mel­
dung einer Straftat gemäß dieser Richtlinie sicher sind, im Einklang mit 
nationalem Recht auf vertrauliche Weise durchgeführt werden, kinder­
gerecht gestaltet und für Kinder zugänglich sind und sich einer Sprache 
bedienen, die dem Alter und der Reife der Opfer im Kindesalter 
entspricht. 

▼B
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Artikel 14 

Unterstützung und Betreuung von Kindern, die Opfer sind 

▼M1 
(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass die besonderen Maßnahmen, mit denen Kinder, 
die Opfer von Menschenhandel sind, kurz- und langfristig bei ihrer 
körperlichen und psychosozialen Rehabilitation unterstützt und betreut 
werden sollen, ergriffen werden, nachdem die besonderen Umstände des 
jeweiligen Opfers im Kindesalter unter gebührender Berücksichtigung 
seiner Ansichten, Bedürfnisse und Sorgen mit dem Ziel geprüft worden 
sind, eine langfristige Lösung für das Kind, darunter auch Programme 
zur Unterstützung des Übergangs zur Volljährigkeit und ins Erwachse­
nenalter, zu finden, um zu verhindern, dass das Kind erneut Opfer von 
Menschenhandel wird. Die Mitgliedstaaten gewähren Opfern im Kindes­
alter und Kindern von Opfern, die Unterstützung und Betreuung nach 
Artikel 11 erhalten, innerhalb eines angemessenen Zeitraums Zugang 
zur Bildung gemäß ihrem nationalen Recht. 

(2) Die Mitgliedstaaten bestellen in den Fällen, in denen die Träger 
der elterlichen Verantwortung nach nationalem Recht aufgrund eines 
Interessenkonflikts zwischen ihnen und dem Opfer im Kindesalter im 
Sinne der Gewährleistung des Kindeswohls nicht in Frage kommen 
und/oder das Kind nicht vertreten dürfen, von dem Zeitpunkt an, zu 
dem das Opfer im Kindesalter von den Behörden identifiziert ist, einen 
Vormund oder einen Vertreter für das Kind, das Opfer von Menschen­
handel ist. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass im Falle eines Interes­
senkonflikts zwischen dem Vormund oder dem Vertreter und dem Opfer 
im Kindesalter ein anderer Vormund oder Vertreter bestellt wird. 

(3) Die Mitgliedstaaten treffen, sofern dies angemessen und möglich 
ist, Maßnahmen zur Unterstützung und Betreuung der Familie eines 
Kindes, das Opfer von Menschenhandel ist, sofern sich diese im Ho­
heitsgebiet der Mitgliedstaaten aufhält. Insbesondere wenden die Mit­
gliedstaaten Artikel 4 der Richtlinie 2012/29/EU auf die Familie an, 
sofern dies angemessen und möglich ist. 

▼B 
(4) Dieser Artikel gilt unbeschadet des Artikels 11. 

Artikel 15 

Schutz von Kindern, die Opfer von Menschenhandel sind, bei 
Strafermittlungen und Strafverfahren 

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass die zuständigen Behörden im Einklang mit der 
Stellung der Opfer in der betreffenden Rechtsordnung in den Fällen, 
in denen die Träger der elterlichen Verantwortung nach einzelstaatli­
chem Recht ein Kind aufgrund eines Interessenkonflikts zwischen ihnen 
und dem Opfer nicht in Strafverfahren vertreten dürfen, für die straf­
rechtlichen Ermittlungen und Verfahren einen Vertreter des Kindes, das 
Opfer von Menschenhandel ist, benennen. 

(2) Die Mitgliedstaaten stellen im Einklang mit der Stellung der 
Opfer in der betreffenden Rechtsordnung sicher, dass Opfer von Men­
schenhandel im Kindesalter unverzüglich Zugang zu unentgeltlicher 
Rechtsberatung sowie zu unentgeltlicher rechtlicher Vertretung, auch 
zum Zweck der Geltendmachung einer Entschädigung, haben, sofern 
sie nicht über ausreichende Mittel verfügen. 

▼B
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(3) Unbeschadet der Verteidigungsrechte treffen die Mitgliedstaaten 
die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass bei strafrecht­
lichen Ermittlungen und Strafverfahren wegen einer Straftat im Sinne 
der Artikel 2 und 3 Folgendes beachtet wird: 

a) Die Vernehmung des Opfers im Kindesalter findet statt, sobald der 
Sachverhalt den zuständigen Behörden gemeldet wurde, wobei un­
gerechtfertigte Verzögerungen vermieden werden. 

b) Die Vernehmung des Opfers im Kindesalter findet erforderlichenfalls 
in Räumen statt, die für diesen Zweck ausgestattet sind oder ent­
sprechend angepasst wurden. 

c) Die Vernehmung des Opfers im Kindesalter wird erforderlichenfalls 
von oder unter Einschaltung von speziell ausgebildeten Fachleuten 
durchgeführt. 

d) Sofern dies möglich und angezeigt ist, werden sämtliche Verneh­
mungen des Opfers im Kindesalter von denselben Personen durch­
geführt. 

e) Es sollten möglichst wenige Vernehmungen durchgeführt werden; 
zudem sollten Vernehmungen nur dann durchgeführt werden, wenn 
sie für die strafrechtlichen Ermittlungen und das Strafverfahren un­
abdingbar sind. 

f) Das Opfer im Kindesalter kann von einem Vertreter oder gegebe­
nenfalls einem Erwachsenen nach Wahl des Kindes begleitet werden, 
es sei denn, dass in Bezug auf diese Person eine begründete gegen­
teilige Entscheidung getroffen wurde. 

(4) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass bei strafrechtlichen Ermittlungen wegen einer Straf­
tat im Sinne der Artikel 2 und 3 sämtliche Vernehmungen des Opfers 
im Kindesalter oder gegebenenfalls eines Zeugen im Kindesalter auf 
Videoband aufgenommen und diese Aufnahmen gemäß den Vorschrif­
ten seines nationalen Rechts als Beweismaterial in Gerichtsverhandlun­
gen verwendet werden können. 

(5) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass bei Strafverfahren wegen einer Straftat nach den 
Artikeln 2 und 3 Folgendes angeordnet werden kann: 

a) Die Vernehmung findet unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt und 

b) die Vernehmung des Opfers im Kindesalter im Gerichtssaal kann 
stattfinden, ohne dass das Opfer im Gerichtssaal anwesend ist, ins­
besondere durch Einsatz geeigneter Kommunikationstechnologie im 
Gerichtssaal. 

(6) Dieser Artikel gilt unbeschadet des Artikels 12. 

Artikel 16 

Unterstützung, Betreuung und Schutz von unbegleiteten Kindern, 
die Opfer von Menschenhandel sind 

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass die in Artikel 14 Absatz 1 genannten besonderen 
Maßnahmen, mit denen Kinder, die Opfer von Menschenhandel sind, 
unterstützt und betreut werden sollen, den persönlichen und besonderen 
Umständen von unbegleiteten Kindern, die Opfer von Menschenhandel 
sind, Rechnung tragen. 

▼B
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(2) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, damit 
eine auf die Einzelbewertung des Kindeswohls gestützte dauerhafte Lö­
sung gefunden wird. 

(3) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass, sofern angebracht, ein Vormund für unbegleitete 
Kinder, die Opfer von Menschenhandel sind, bestellt wird. 

(4) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass die zuständigen Behörden bei strafrechtlichen Er­
mittlungen und Strafverfahren in den Fällen, in denen das Kind unbe­
gleitet oder von seiner Familie getrennt ist, im Einklang mit der Stellung 
von Opfern in der betreffenden Rechtsordnung einen Vertreter bestellen. 

(5) Dieser Artikel gilt unbeschadet der Artikel 14 und 15. 

▼M1 

Artikel 17 

Entschädigung der Opfer 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Opfer von Menschenhandel Zu­
gang zu bestehenden Regelungen für die Entschädigung der Opfer von 
vorsätzlich begangenen Gewalttaten erhalten. Die Mitgliedstaaten kön­
nen nach Maßgabe ihrer nationalen Rechtsvorschriften einen nationalen 
Opferfonds oder ein ähnliches Instrument einrichten, um Entschädi­
gungszahlungen an die Opfer zu leisten. 

Artikel 18 

Prävention 

(1) Die Mitgliedstaaten treffen unter Berücksichtigung der Besonder­
heiten der verschiedenen Formen von Ausbeutung geeignete Maßnah­
men, beispielsweise Bildungsmaßnahmen, Schulungen und Kampagnen, 
gegebenenfalls mit besonderem Augenmerk auf die Online-Dimension, 
um der Nachfrage, die jegliche Form von Ausbeutung im Zusammen­
hang mit Menschenhandel begünstigt, entgegenzuwirken und diese zu 
schwächen. 

(2) Die Mitgliedstaaten treffen gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit 
einschlägigen Organisationen der Zivilgesellschaft und anderen Akteu­
ren wie dem privaten Sektor — auch über das Internet — geeignete 
Maßnahmen, die geschlechtersensibel und kindgerecht konzipiert sind, 
darunter Informations- und Aufklärungskampagnen sowie Forschungs- 
und Schulungsprogramme, unter anderem zur Förderung der digitalen 
Kompetenzen, um Menschen, insbesondere Kinder und Menschen mit 
Behinderungen, zu sensibilisieren und die Gefahr, dass sie Opfer von 
Menschenhandel werden, zu verringern. 

Artikel 18a 

Straftaten im Zusammenhang mit der Inanspruchnahme von 
Diensten die von einem Opfer von Menschenhandel erbracht 

werden 

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass die Inanspruchnahme von Diensten, sofern dies 
vorsätzlich geschieht, die von einem Opfer einer Straftat nach Artikel 2 
erbracht werden, eine Straftat darstellt, wenn das Opfer zur Erbringung 
solcher Dienste ausgebeutet wird und wenn der Nutzer der Dienste 
weiß, dass die Person, die den Dienst erbringt, Opfer einer Straftat 
nach Artikel 2 ist. 

▼B
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(2) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass die nach Absatz 1 festgelegten Straftaten mit wirk­
samen, verhältnismäßigen und abschreckenden Strafen bedroht sind. 

Artikel 18b 

Schulungen 

(1) Die Mitgliedstaaten fördern regelmäßige und spezialisierte Schu­
lungen für Angehörige von Berufsgruppen, die wahrscheinlich in Kon­
takt mit Opfern oder potenziellen Opfern von Menschenhandel kom­
men, oder bieten solche Schulungen an, auch für Polizeibeamte im 
Außendienst, Gerichtspersonal, Beschäftigte in Unterstützungs- und Be­
treuungsdiensten, Arbeitsaufsichtsbeamte sowie Beschäftigte in Sozial­
diensten und im Gesundheitswesen, um diesen die erforderlichen Kennt­
nisse im Sinne der Prävention und Bekämpfung des Menschenhandels, 
der Vermeidung sekundärer Viktimisierung sowie der Erkennung, Iden­
tifizierung, Unterstützung und Betreuung sowie des Schutzes der Opfer 
zu vermitteln. Diese Schulungen müssen menschenrechtsbasiert, auf die 
Opfer ausgerichtet und geschlechtersensibel sein sowie die Interessen 
von Kindern und Menschen mit Behinderung einbeziehen. 

(2) Unbeschadet der Unabhängigkeit der Justiz und der Unterschied­
lichkeit der Organisation der Justizsysteme in der Union fördern die 
Mitgliedstaaten sowohl allgemeine als auch spezialisierte Schulungen 
für Richter und Staatsanwälte, die an Strafverfahren beteiligt sind, um 
diesen die erforderlichen Kenntnisse im Sinne der Prävention und Be­
kämpfung des Menschenhandels, der Vermeidung erneuter Viktimisie­
rung sowie der Erkennung, Identifizierung, Unterstützung und Betreu­
ung sowie des Schutzes von Opfern zu vermitteln. Solche Schulungen 
müssen menschenrechtsbasiert, auf die Opfer ausgerichtet und ge­
schlechtersensibel sein sowie die Interessen von Kindern und Menschen 
mit Behinderung einbeziehen. 

Artikel 19 

Nationale Koordinatoren für die Bekämpfung des Menschenhandels 
oder gleichwertige Mechanismen und unabhängige Stellen 

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um 
nationale Koordinatoren oder gleichwertige Mechanismen für die Be­
kämpfung des Menschenhandels einzusetzen und sie mit den für die 
wirksame Wahrnehmung ihrer Aufgaben geeigneten Ressourcen aus­
zustatten. Der nationale Koordinator für die Bekämpfung des Menschen­
handels oder der gleichwertige Mechanismus arbeitet mit anderen ein­
schlägigen nationalen, regionalen und lokalen Einrichtungen und Stel­
len, insbesondere mit Strafverfolgungsbehörden, mit nationalen Verwei­
sungsmechanismen und mit einschlägigen Organisationen der Zivilge­
sellschaft, die in diesem Bereich tätig sind, zusammen. 

(2) Die nationalen Koordinatoren für die Bekämpfung des Menschen­
handels oder die gleichwertigen Mechanismen haben unter anderem die 
Aufgabe, die Entwicklungen beim Menschenhandel zu bewerten, die 
Ergebnisse der Maßnahmen zur Bekämpfung des Menschenhandels zu 
messen, wozu auch die Sammlung statistischer Daten in enger Zusam­
menarbeit mit einschlägigen Organisationen der Zivilgesellschaft, die in 
diesem Bereich tätig sind, gehört, und Bericht zu erstatten. 

Die Aufgaben der nationalen Koordinatoren für die Bekämpfung des 
Menschenhandels können auch Folgendes umfassen: 

▼M1
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a) Erstellung von Notfallplänen zur Prävention der Bedrohung durch 
Menschenhandel bei schwerwiegenden Krisensituationen; 

b) Förderung, Koordinierung und gegebenenfalls Finanzierung von Pro­
grammen zur Bekämpfung des Menschenhandels. 

(3) Die Mitgliedstaaten können zudem unabhängige Stellen einrich­
ten, deren Aufgabe unter anderem darin bestehen kann, die Umsetzung 
und die Wirkung von Maßnahmen zur Bekämpfung des Menschenhan­
dels zu überwachen, Bericht über Angelegenheiten zu erstatten, die 
besondere Aufmerksamkeit der zuständigen nationalen Behörden erfor­
dern, und Ursachen und Entwicklungen im Bereich des Menschenhan­
dels zu bewerten. Wird eine solche unabhängige Stelle eingerichtet, so 
können die Mitgliedstaaten ihr eine oder mehrere der Aufgaben nach 
Absatz 2 zuweisen. 

Artikel 19a 

Datenerhebung und Statistiken 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ein System zur Erfassung, 
Erstellung und Bereitstellung anonymisierter statistischer Daten vorhan­
den ist, um die Wirksamkeit ihrer Systeme zur Bekämpfung der in 
dieser Richtlinie genannten Straftaten zu überwachen. 

(2) Die statistischen Daten nach Absatz 1 umfassen mindestens auf 
zentraler Ebene verfügbare Daten über Folgendes: 

a) die Anzahl der registrierten identifizierten und mutmaßlichen Opfer 
von Straftaten nach Artikel 2, aufgeschlüsselt nach der registrieren­
den Stelle, Geschlecht, Altersgruppen (Minderjährige/Erwachsene), 
Staatsangehörigkeit und Form der Ausbeutung, im Einklang mit 
den nationalen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten; 

b) die Anzahl der Straftaten nach Artikel 2 verdächtigten Personen, 
aufgeschlüsselt nach Geschlecht, Altersgruppen (Minderjährige/Er­
wachsene), Staatsangehörigkeit und Form der Ausbeutung; 

c) die Anzahl der wegen Straftaten nach Artikel 2 strafrechtlich ver­
folgten Personen, aufgeschlüsselt nach Geschlecht, Altersgruppen 
(Minderjährige/Erwachsene), Staatsangehörigkeit, Form der Ausbeu­
tung und Art der endgültigen Entscheidung über die Einleitung einer 
Strafverfolgung; 

d) die Anzahl der Entscheidungen über die Einleitung einer Strafver­
folgung (Anklagen wegen Straftaten nach Artikel 2, Anklagen wegen 
anderer Straftaten, Entscheidungen, keine Anklage zu erheben, sons­
tige); 

e) die Anzahl der wegen Straftaten nach Artikel 2 verurteilten Per­
sonen, aufgeschlüsselt nach Geschlecht, Altersgruppen (Minderjäh­
rige/Erwachsene) und Staatsangehörigkeit; 

f) die Anzahl der Gerichtsurteile (d. h. Freispruch, Verurteilungen, 
sonstige) wegen Straftaten nach Artikel 2; 

g) die Anzahl der wegen Straftaten nach Artikel 18a Absatz1 verdäch­
tigten, strafrechtlich verfolgten und verurteilten Personen, auf­
geschlüsselt nach Geschlecht und Altersgruppen (Minderjährige/Er­
wachsene). 

▼M1
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(3) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission jährlich grund­
sätzlich bis zum 30. September und — falls dies nicht möglich ist — 
spätestens bis zum 31. Dezember die in Absatz 2 genannten statisti­
schen Daten für das Vorjahr. 

Artikel 19b 

Nationaler Aktionsplan zur Bekämpfung des Menschenhandels 

(1) Die Mitgliedstaaten nehmen bis zum 15. Juli 2028 ihre nationalen 
Aktionspläne zur Bekämpfung des Menschenhandels an, die in Kon­
sultation mit den nationalen Koordinatoren für die Bekämpfung des 
Menschenhandels oder gleichwertigen Mechanismen nach Artikel 19, 
mit den unabhängigen Stellen und mit den einschlägigen Interessenträ­
gern, die im Bereich der Prävention und Bekämpfung des Menschen­
handels tätig sind, ausgearbeitet und umgesetzt werden. Die Mitglied­
staaten stellen sicher, dass die nationalen Aktionspläne zur Bekämpfung 
des Menschenhandels regelmäßig und mindestens alle fünf Jahre über­
prüft und aktualisiert werden. 

(2) Die nationalen Aktionspläne zur Bekämpfung des Menschenhan­
dels können folgende Elemente beinhalten: 

a) Ziele, Prioritäten und Maßnahmen zur Bekämpfung des Menschen­
handels für alle Formen der Ausbeutung, einschließlich spezifischer 
Maßnahmen für Opfer im Kindesalter; 

b) Präventionsmaßnahmen wie Bildungsmaßnahmen, Sensibilisierungs­
kampagnen und Schulungen, sowie gegebenenfalls Präventionsmaß­
nahmen als Teil der Notfallpläne in Bezug auf Menschenhandel 
infolge humanitärer Krisen; 

c) Maßnahmen zur Stärkung der Bekämpfung des Menschenhandels, 
unter anderem zur Verbesserung von Ermittlungen und Strafverfol­
gung in Fällen des Menschenhandels und zur Verbesserung der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit; 

d) Maßnahmen zur Stärkung der frühzeitigen Erkennung und Unterstüt­
zung, der Betreuung sowie des Schutzes der Opfer von Menschen­
handel; 

e) Verfahren für die regelmäßige Überwachung und Auswertung der 
Umsetzung der nationalen Aktionspläne zur Bekämpfung des Men­
schenhandels. 

(3) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission ihre nationalen Akti­
onspläne zur Bekämpfung des Menschenhandels und alle aktualisierten 
Fassungen dieser Aktionspläne innerhalb von drei Monaten nach deren 
Annahme mit. 

(4) Die nationalen Aktionspläne zur Bekämpfung des Menschenhan­
dels müssen öffentlich zugänglich sein. 

Artikel 20 

Koordinierung der Strategie der Union zur Bekämpfung des 
Menschenhandels 

(1) Um zu einer koordinierten und konsolidierten Strategie der Union 
zur Bekämpfung des Menschenhandels beizutragen, unterstützen die 
Mitgliedstaaten einen EU-Koordinator für die Bekämpfung des Men­
schenhandels bei seinen Aufgaben. Insbesondere übermitteln die Mit­
gliedstaaten dem EU-Koordinator für die Bekämpfung des Menschen­
handels zumindest die in Artikel 19 genannten Informationen. 

▼M1
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(2) Um einen kohärenten und umfassenden Ansatz zu gewährleisten, 
sorgt der EU-Koordinator für die Bekämpfung des Menschenhandels für 
Koordinierung mit den nationalen Koordinatoren für die Bekämpfung 
des Menschenhandels oder gleichwertigen Mechanismen, Einrichtungen 
der Union sowie mit einschlägigen Organisationen der Zivilgesellschaft, 
die in diesem Bereich tätig sind, auch im Sinne des Beitrags des 
EU-Koordinators für die Bekämpfung des Menschenhandels zur zwei­
jährlichen Berichterstattung der Kommission über den Fortschritt bei der 
Bekämpfung des Menschenhandels. 

▼B 

Artikel 21 

Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2002/629/JI 

Der Rahmenbeschluss 2002/629/JI zur Bekämpfung des Menschenhan­
dels wird in Bezug auf die Mitgliedstaaten ersetzt, die sich an der 
Annahme dieser Richtlinie beteiligen, unbeschadet der Verpflichtungen 
der Mitgliedstaaten im Zusammenhang mit den Fristen für die Umset­
zung des Rahmenbeschlusses in innerstaatliches Recht. 

In Bezug auf die Mitgliedstaaten, die sich an der Annahme dieser Richt­
linie beteiligen, gelten Verweise auf den ersetzten Rahmenbeschluss 
2002/629/JI als Verweise auf die vorliegende Richtlinie. 

Artikel 22 

Umsetzung 

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften in Kraft, um dieser Richtlinie vor dem 6. April 
2013 nachzukommen. 

(2) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission den Wortlaut 
der innerstaatlichen Rechtsvorschriften zur Umsetzung ihrer Verpflich­
tungen aus dieser Richtlinie. 

(3) Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den 
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Ver­
öffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die 
Einzelheiten dieser Bezugnahme. 

Artikel 23 

Berichterstattung 

(1) Die Kommission berichtet dem Europäischen Parlament und dem 
Rat bis zum 6. April 2015, inwieweit die Mitgliedstaaten die zur Ein­
haltung dieser Richtlinie notwendigen Maßnahmen ergriffen haben, wo­
bei sie auch die nach Artikel 18 Absatz 4 ergriffenen Maßnahmen 
beschreibt, und unterbreitet erforderlichenfalls Gesetzgebungsvor­
schläge. 

(2) Die Kommission berichtet dem Europäischen Parlament und dem 
Rat bis zum 6. April 2016 darüber, wie sich die bestehenden nationalen 
Rechtsvorschriften, mit denen die Inanspruchnahme von Diensten, die 
Gegenstand einer Ausbeutung durch Menschenhandel sind, unter Strafe 
gestellt wird, auf die Verhütung des Menschenhandels auswirken, und 
unterbreitet erforderlichenfalls geeignete Vorschläge. 

▼M1



 

02011L0036 — DE — 14.07.2024 — 001.001 — 17 

(3) Die Kommission berichtet dem Europäischen Parlament und dem 
Rat bis zum 15. Juli 2030 und bewertet, inwieweit die Mitgliedstaaten 
die zur Einhaltung dieser Richtlinie notwendigen Maßnahmen ergriffen 
haben und welche Auswirkungen diese Maßnahmen haben. 

▼B 

Artikel 24 

Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 25 

Adressaten 

Diese Richtlinie ist gemäß den Verträgen an die Mitgliedstaaten 
gerichtet. 

▼M1
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